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3Editorial 

Der ÖGB ist seit vielen Jahrzehnten ein 
anerkannter Machtfaktor in Österreich. 

Gewerkschaften haben viel Positives für die 
arbeitenden Menschen in unserem Land er-
kämpft und das Arbeits- und Sozialrecht 
maßgeblich mitgestaltet. Die interessens-
politischen Machtverhältnisse haben sich 
in den letzten Jahren jedoch verändert. Im-
mer seltener wird der ÖGB in politische Ent-
scheidungsprozesse einbezogen und oftmals 
sogar bewusst davon ausgeschlossen. Die 
Sozialpartnerschaft funktioniert nicht mehr 
so wie früher. Es ist daher notwendig, abseits 
der Sozialpartnerschaft eine starke gewerk-
schaftliche Gegenmacht aufzubauen und 
den ÖGB wieder verstärkt als Kampforgani-
sation zu positionieren. 

Wir setzen uns daher in dieser Ausgabe der 
ArbeitsWelten mit dem Thema gewerkschaft-
liche Gegenmacht auseinander und blicken 
auch nach Deutschland, wo sich die neue 
Regierung vorgenommen hat, die Gewerk-
schaften und die Betriebsratsarbeit wieder 
zu stärken. Neben einem Bericht über den 
18. Bundeskongress der GÖD berichten wir 
auch über die Arbeit der Parteifreien Gewerk-
schaftsjugend und die erfolgreiche JVR-Wahl 
bei der A1. Erfreulich ist auch die mediale Prä-
senz der PFG. Weniger erfreulich ist das aktu-
elle Chaos in den Schulen, welches wir eben-
falls beleuchten. Neben dem Schulbereich ist 
auch der Hochschulbetrieb stark von Corona 
beeinträchtigt. Handlungsbedarf gibt es auf 
jeden Fall bei den Fachhochschulen und Pri-
vatunis, wo es bis heute keinen Kollektivver-
trag für die Beschäftigten gibt. Wir informie-
ren weiters über die Pensionsanpassungen 
für 2022 und beschäftigen uns mit der Frage 
ob die Pensionen zukünftig noch sicher sind. 

2021 war für die Parteifreien Gewerkschaf-
ter_innen ein sehr ereignisreiches Jahr. Wir 
haben uns neu ausgerichtet und neben einer 
neuen Webseite auch das neue PFG-Magazin 
ArbeitsWelten herausgegeben. Wir konnten 
auch einige neue Betriebsräte bei der PFG 

begrüßen. Der positive Zuspruch ist ein deut-
liches Signal, dass Arbeitnehmer_innen eine 
parteifreie Interessenvertretung im Betrieb 
wollen!

Wir haben uns auch für die nächsten Jahre 
viel vorgenommen. Um zukünftig gemein-
sam etwas bewegen zu können, sind wir 
stark auf das Engagement unserer Funktio-
när_innen angewiesen. Sie alle arbeiten eh-
renamtlich und in der Freizeit für die PFG. Ein 
herzliches Dankeschön an dieser Stelle für 
den tollen persönlichen Einsatz. Wir haben 
uns als PFG entschieden, zukünftig keinen 
verpflichtenden Mitgliedsbeitrag mehr einzu-
heben. Ab 2022 wollen wir es unseren Mit-
gliedern und Unterstützer_innen überlassen 
ob und in welcher Höhe sie einen finanziellen 
Beitrag leisten wollen. Mit persönlichem Ein-
satz und Herzblut werden wir uns auch zu-
künftig, trotz kleinem Budget, für eine partei-
freie Gewerkschaftspolitik und für Verbesse-
rungen für die Arbeitnehmer_innen in Öster-
reich einsetzen. 

Wenn du unseren parteifreien Weg unter-
stützen willst, kannst du dies gern persönlich 
aber auch mit einem kleinen finanziellen Bei-
trag tun. Wir freuen uns über jede noch so 
kleine Spende an die PFG. Spenden bitte an:

Parteifreie Gewerkschafter_innen  
Österreichs
IBAN: AT66 1400 0467 1033 0255

Im Namen der Parteifreien Gewerkschafter_
innen darf ich mich für die tolle Unterstüt-
zung im Jahr 2021 bei allen PFG-Funktionär_
innen, Mitgliedern und Freunden bedanken. 
Ich wünsche euch schöne Festtage, einen gu-
ten Rutsch ins neue Jahr sowie Glück, Erfolg 
und vor allem Gesundheit für 2022. 

Beste Grüße
Alexander Sollak

Gewerkschaftliche Gegenmacht

Alexander Sollak  
Bundesvorsitzender 
der Parteifreien  
Gewerkschafter_innen
Österreichs
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Im 19. Jahrhundert waren die Arbeiter_innen den „Fab-
riksherren“ ausgeliefert und mussten für Hungerlöhne 

arbeiten. Die Ausbeutung der Menschen und die unglei-
chen Machtverhältnisse führten zu einem tiefen Inter-
essensgegensatz. Infolgedessen versuchte die Arbeiter-
klasse ihre Verhältnisse zu verbessern und begann sich 
zu organisieren. Zur Bildung von ersten Gewerkschaf-
ten kam es vor rund 150 Jahren. Das Staatsgrundgesetz 
von 1867 und das Koalitionsgesetz von 1870 bildeten die 
rechtliche Basis für die ersten Gewerkschaftsgründungen 
in Österreich. Arbeiter_innen konnten somit erstmals mit 
einer gemeinsamen Stimme sprechen. Die Arbeitsbedin-

gungen mussten nicht mehr einzeln ausgehandelt wer-
den. Löhne und Arbeitszeit wurden immer öfter kollektiv 
von Gewerkschaftsorganisationen vereinbart. Der Grund-
stein der gewerkschaftlichen Gegenmacht war gelegt. 

Die Gewerkschaftsbewegung wurde immer größer und 
stärker und entwickelte sich zu einem bedeutenden ge-
sellschaftlichen Faktor. Die Anzahl der Gewerkschaftsmit-
glieder stieg rasant an. Gewerkschaften positionierten 
sich als Kampforganisationen und nutzten Streiks im Sin-
ne der kollektiven Arbeitsniederlegung, um die Interessen 
ihrer Mitglieder durchzusetzen. Verschiedene Kampfmaß-

Gewerkschaftliche  
Gegenmacht – von der  

Ohnmacht zur Kampfkraft!
Stärkung der gewerkschaftlichen Durchsetzungs- und Mobilisierungsfähigkeit

Bereits Karl Marx setzte sich mit gesellschaftlichen Machtbeziehungen auseinander 
und sprach von einem asymmetrischen Machtverhältnis zwischen Arbeit und Kapital. 

In seinen Schriften skizzierte er das Machtübergewicht der Arbeitgeberseite  
gegenüber den Arbeitnehmer_innen.

… Es kann über 
nichts verhandelt 

werden, wenn man 
nicht zuvor die 
Macht besitzt,  

Verhandlungen zu 
erzwingen ...

Coverstory
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… Der Betriebsrat ist das soziale Gewissen 
im Unternehmen, das Sprachrohr für die 
Beschäftigten und die Gegenmacht zu den 
Unternehmerinteressen ...

nahmen führten zu merklichen Verbesserun-
gen der Arbeitsverhältnisse. Es kam zu Lohn-
steigerungen sowie Arbeitszeitverkürzung, 
und ab der Jahrhundertwende entwickel
te sich ein kollektives Arbeitsvertragswesen. 
Während des Ersten Weltkriegs wurden Ge-
werkschaften durch den Staat erstmals als le-
gitime Vertreter der Arbeiter_innen und An-
gestellten anerkannt. Die Einführung des Be-
triebsrätegesetzes von 1919 war ein weiterer 
Meilenstein und ein wichtiger Grundpfeiler, 
um die gewerkschaftliche Gegenmacht wei-
ter auszubauen. Schwere Rückschläge gab es 
für die Gewerkschaftsbewegung in der Ära 
des Austrofaschismus (1933-1938) und in der 
Zeit des Nationalsozialismus (1938-1945). In 
dieser Phase war die Machtposition der Ge-
werkschaftsbewegung sehr stark unter Druck 
und kaum ausgeprägt.

Nach dem Zweiten Weltkrieg kam es zur 
(Neu-)Gründung des Österreichischen Ge-
werkschaftsbundes (ÖGB). 1947 wurden das 
neue Betriebsrätegesetz und das Kollektiv-
vertragsgesetz beschlossen und dem ÖGB 
die Kollektivvertragsfähigkeit zuerkannt. Der 
ÖGB gewann immer mehr an Bedeutung. 
Durch die Sozialpartnerschaft wuchs seit den 
1950er Jahren der gewerkschaftliche Einfluss 
auf die österreichische Wirtschafts- und So-
zialpolitik, was unter anderem in einer Aus-
weitung des Arbeits- und Sozialrechts sei-
nen Niederschlag fand. Die Gewerkschaf-
ten haben es über Jahrzehnte erfolgreich ge-
schafft, sehr viel zum Wohl von Mensch, Wirt-
schaft und Gesellschaft zu erreichen, wobei 
der ÖGB großen Einfluss durch Gewerkschaf-
ter_innen in Regierungen und Ministerien 
(oft stellte der ÖGB auch den Sozialminis-
ter z.B.: Karl Maisel, Anton Proksch, Rudolf 

… Alle Räder  
stehen still, wenn  
dein starker Arm  

es will ...

Coverstory

Häuser, Alfred Dallinger, Josef Hesoun, Ru-
dolf Hundstorfer), im parlamentarischen Pro-
zess, im vorparlamentarischen Raum bei der 
Ausgestaltung und Begutachtung von Geset-
zen oder durch Verhandlung im Rahmen der 
Sozialpartnerschaft, hatte. Über Jahrzehnte 
hat der ÖGB die Funktion einer einflussrei-
chen „Ordnungsmacht“ ausgeübt. Die Funkti-
on als staatliche Ordnungsmacht beschreibt 
die Rolle der Gewerkschaft als anerkannten 
Machtfaktor, vor allem in Fragen der arbeits- 
und sozialpolitischen Gesetzgebung. 

Die interessenpolitischen Machtverhältnis-
se haben sich jedoch in den letzten Jahren 
verändert. Das „klassische“ Modell der So-
zialpartnerschaft wurde und wird von eini-
gen Wirtschafts- und Unternehmensvertre-
ter_innen und manchen politischen Partei-
en immer öfter in Frage gestellt. Spätestens 
mit Antritt der neuen rechts-konservativen 
Regierungskoalition sahen sich ÖGB und Ar-
beiterkammern im Jahr 2018 einer offenen 
Kampfansage und Angriffen auf historische 
Errungenschaften gewerkschaftlicher Arbeit 
ausgesetzt. Die Gestaltungsfunktion von Ge-
werkschaften im Sinne einer Ordnungsmacht 
kommt immer stärker unter Druck. Der sozi-
alpartnerschaftliche Dialog und Einfluss des 
ÖGB auf die staatliche Gesetzgebung haben 
dramatisch an Gewicht verloren. In den ver-
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gangenen Jahren hat sich das politische Kli-
ma in Österreich deutlich verändert, weswe-
gen Gewerkschaften deutlich weniger Hand-
lungsspielraum als ordnungspolitische Kraft 
entfalten können. Die „traditionelle“ Sozial-
partnerschaft, welche jahrzehntelang ein Er-
folgsmodell war, funktioniert nicht mehr wie 
früher. Gewerkschaften werden von politi-
schen Entscheidungsprozessen immer öfter 
ausgeschlossen und ignoriert. 

Es stellt sich daher die berechtigte Frage, wie 
sich die Gewerkschaften wieder verstärkt Ge-
hör verschaffen können. Die Gesellschaft, die 
Arbeitswelt und die politische Landschaft ha-
ben sich in den letzten Jahren rasant verän-
dert. Neue Machtverhältnisse erfordern neue 
Machtstrategien und daher ist es notwendig, 
die gewerkschaftliche Gegenmacht anders zu 
organisieren, um den Verlust der Ordnungs-
macht zu kompensieren. Die Sozialpartner-
schaft darf kein Selbstzweck sein. Es braucht 
wirksame Maßnahmen und Strategien, um die 
Interessen der Arbeitnehmer_innen durchzu-
setzen. 

Macht und Gegenmacht waren seit Grün-
dung der Gewerkschaften immer wichtige 
Kategorien. Aktuell geht es um die Wiederbe-
lebung des solidarischen Machtbewusstseins 
sowie um die Stärkung der Durchsetzungs- 
und Konfliktfähigkeit der Gewerkschaften. 
Der ÖGB muss zukünftig wieder verstärkt 
als Kampforganisation auftreten, um positi-
ve Dinge für die arbeitenden Menschen um-
setzen zu können. Dazu ist es notwendig, of-
fensiv, selbstbewusst und lautstark zu agie-
ren. Der Schlüssel, um eine starke, wirksame 
Gegenmacht aufzubauen, ist sicherlich eine 
starke, mobilisierungsfähige Mitgliederbasis 
sowie starke und gewerkschaftlich organi-
sierte Betriebsratskörperschaften. 

In der jüngeren Vergangenheit haben sich 
Gewerkschaften oftmals darauf fokussiert, 
einen Abwehrkampf zu führen und einzel-
ne Verschlechterungen für die Arbeitneh-
mer_innen zu verhindern. Jedoch ist es viel-
mehr notwendig, das bestehende System, 
welches die Arbeitnehmer_innen sukzessive 
Jahr für Jahr schlechter stellt, zu bekämpften 
und die zukünftigen Entwicklungen aktiv mit-

zugestalten. Dazu braucht es sinnvollerweise 
viele Verbündete. Gegenmacht zeichnet sich 
auch dadurch aus, neue Allianzen schmieden 
zu können und Kooperationen einzugehen. 
Mit NGOs, der Zivilgesellschaft, Expert_innen 
und Wissenschafter_innen kann man bei vie-
len Themen und Fragestellungen schlagkräf-
tige Allianzen bilden, um gemeinsam Dinge 
durchzusetzen. In dem Zusammenhang ist es 
auch essenziel, die Kampagnenfähigkeit der 
Gewerkschaften zu stärken. 

Das gewerkschaftliche Aktionsfeld darf sich 
nicht nur auf die Straße beschränken. In Zu-
kunft sollte der Fokus auf eine stärkere Mo-
bilisierung in den Betrieben liegen. Gewerk-
schaftliche Gegenmacht kann nur aufgebaut 

werden, wenn es glaubwürdig gelingt, eine 
Gegenmacht in den Betrieben zu etablieren. 
In den Unternehmen muss die Gewerkschaft 
handlungs- und aktionsfähig sein, denn dort 
entfaltet sich die volle Kraft und Wirksamkeit. 
Das setzt jedoch auch beteiligungs- und hand-
lungsbereite Gewerkschaftsmitglieder voraus. 
Und es braucht Betriebsräte, die in der Lage 
sind, die eigenen Machtressourcen zu erken-
nen, auszubauen und zu aktivieren. Sind die-
se Kriterien erfüllt, dann kann es gelingen, den 
Betriebsrat durch das aktive Einbeziehen von 
Beschäftigten und Mitgliedern als Machtfaktor 
im Betrieb sichtbar und erlebbar zu machen.

Es ist jedenfalls auch notwendig, einen kan-
tigeren Kurs einzuschlagen, um als Gewerk-
schaft spürbarer zu sein. Ziel muss es sein, 
mehr Menschen als bisher für die gewerk-
schaftlichen Ideale und Werte zu gewinnen 
und sie zu überzeugen, sich der Gewerk-
schaft anzuschließen. Es ist sicherlich auch 
sinnvoll, die Gewerkschaftsmitglieder ver-
stärkt als Verbündete in der öffentlichen Aus-
einandersetzung einzubinden. Ganz nach 
dem Motto: die Betroffenen zu Beteiligten 

… Die Gewerkschaft ist  
eine Kampforganisation  
für Arbeitnehmer_innen …
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»» Gewerkschaftliche Gegenmacht in Deutschland
Mehr Fortschritt wagen - Stärkung von Betriebsräten und  
Verbesserungen der Arbeitsbedingungen als wichtige Säulen  
des Koalitionsprogramms der Ampelregierung

Anfang Dezember wurde in unserem Nach-
barland Deutschland eine neue Bundesre-
gierung angelobt. Im Koalitionsprogramm, 
welches unter dem Motto „Mehr Fortschritt 
wagen – Bündnis für Freiheit, Gerechtig-
keit und Nachhaltigkeit“ steht, hat die soge-
nannte „Ampelkoalition“ zwischen SPD, FDP 
und Grünen einige ambitionierte Vorhaben 
im Zusammenhang mit Arbeitnehmer_in-
nen festgeschrieben. Sehr erfreulich, aber 
durchaus überraschend, soll die Mitbestim-
mung der Arbeitnehmer_innen in Deutsch-
land ausgebaut und gestärkt werden. Im ge-
meinsamen Programm findet sich auch ein 
klares Bekenntnis, dass die Transformation 
der Arbeitswelt und Digitalisierung gemein-
sam gestaltet werden soll. Die Regierung 
will gemeinsam mit der Wirtschaft, Verbän-
den und den Gewerkschaften eine „Allianz 
für Transformation“ schmieden, um den 

Wirtschaftsstandort weiter zu entwickeln 
und zu stärken. Um auf die Veränderun-
gen in der Arbeitswelt zu reagieren und die 
Wünsche von Arbeitnehmer_innen und Un-
ternehmen nach einer flexibleren Arbeits-
zeitgestaltung aufzugreifen, will die neue 
Regierung die Gewerkschaften und Ar-
beitgeber dabei unterstützen, flexible 
Arbeitszeitmodelle zu ermöglichen, 
wobei am Grundsatz des 8-Stunden-
Tages im Arbeitszeitgesetz festge-
halten wird. 

Mobiles Arbeiten und Homeoffice 
sollen zukünftig umfassend gesetz-
lich geregelt werden, wobei Arbeits-
schutz und vernünftige Arbeitsbe-
dingungen wichtige Aspekte darstel-
len. Beschäftigte mit geeigneten Tätig-
keiten sollen zukünftig einen sogenann-

zu machen und die Arbeitnehmer_innen da-
durch auch zu Multiplikatoren für die gesell-
schaftliche Debatte zu machen. 

Neben einer neuen inhaltlichen Ausrichtung 
der Gewerkschaften ist es auch dringend not-
wendig, die bestehende Organisationsstruk-
tur zu hinterfragen. Ist die aktuelle Struktur 
mit den voneinander unabhängig agierenden 
Fachgewerkschaften, überhaupt noch zeitge-
mäß? Ist man in der Lage, die angestrebte Ge-
genmacht auch aufzubauen und abzubilden? 
Damit diese Fragen beantwortet werden kön-
nen, braucht es jedenfalls eine ehrliche und 
transparente Diskussion. Um die Ordnungs-
macht, welche faktisch immer schwächer 
wird, durch eine stärkere gewerkschaftliche 
Gegenmacht zu unterstützen, ist es zwingend 
notwendig, dass sich der ÖGB zukünftig in 
vielen Bereichen neu ausrichtet. Dazu bedarf 
es eines gesamtheitlichen Transformations-
prozesses. In Anlehnung an das neue deut-

sche Koalitionsprogramm mit dem Titel „Mehr Fortschritt wagen“ wä-
re es wünschenswert, wenn der ÖGB auch mutig ist und neue Schritte 
wagt. Seit einiger Zeit arbeitet der ÖGB im Zuge eines breit angeleg-
ten Strategieprozesses an verschiedenen Projekten, um die gewerk-
schaftliche Gegenmacht zu stärken. In speziellen Seminaren werden 
beispielsweise „Gegenmachtkompetenzen“ an Gewerkschaftsfunktio-
när_innen und Betriebsrät_innen vermittelt. 

Die Gewerkschaftsgeschichte war immer schon auch eine Frage von 
Macht und Gegenmacht. Manche Teilorganisationen der Gewerk-
schaften haben in den letzten Jahren an Schlagkraft und Stärke einge-
büßt. Dazu kommt, dass man in einigen Bereichen das Kämpfen ver-
lernt hat. Der ÖGB hat mittlerweile die Notwendigkeit erkannt, wieder 
stärker als Gegenmacht aufzutreten, um die eigene Durchsetzungs- 
und Mobilisierungskraft zu erhöhen. Als Parteifreie Gewerkschafter_
innen unterstützen wir diesen Weg und hoffen, dass wir als 
ÖGB wieder unsere alte Stärke und einflussreiche Stel-
lung zurückerlangen. Wir müssen uns daran erin-
nern, dass die Gewerkschaft eine Kampforganisa-
tion ist, um die Interessen der Arbeitnehmer_in-
nen durchzusetzen – sei es am Verhandlungs-
tisch, auf der Straße oder in den Betrieben.
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ten Erörterungsanspruch für mobiles Arbei-
ten und Homeoffice erhalten. Arbeitgeber 
können dem Wunsch der Beschäftigten nur 
dann widersprechen, wenn betriebliche Be-
lange entgegenstehen. Das heißt, dass eine 
Ablehnung des Arbeitgebers bezüglich mo-
bilem Arbeiten oder Homeoffice nicht will-
kürlich sein darf. Darüber hinaus soll mobi-
les Arbeiten EU-weit unproblematisch mög-
lich sein. 

Tarifverträge, welche das Äquivalent zu den 
Kollektivverträgen in Österreich sind, sol-
len wieder größere Bedeutung gewinnen. 
In Deutschland hat die Tarifvertragsabde-
ckung in den vergangenen Jahren stark ab-
genommen. Aktuell haben nur mehr rund 
die Hälfte aller Beschäftigten in Deutsch-
land einen Tarifvertrag. Im Vergleich da-
zu sind in Österreich rund 98 Prozent der 
Beschäftigungsverhältnisse durch Kollek-
tivverträge abgesichert. Die neue deutsche 
Bundesregierung will die zukünftige Tarifa-
bdeckung wieder erhöhen. Durch eine so-
genannte Nachwirkung der Tarifverträge 
sollen in Unternehmen, die sich aufspalten, 
zukünftig so lange tarifvertragliche Bestim-
mungen gelten, bis die Beschäftigten durch 
neue Tarifverträge geschützt werden. Wei-
ters wird zur Stärkung der Tarifbindung die 
öffentliche Auftragsvergabe des Bundes an 
die Einhaltung eines repräsentativen Tarif-
vertrages der jeweiligen Branche geknüpft. 
Im Dialog mit den Sozialpartnern sollen wei-
tere Schritte zur Stärkung der Tarifbindung 
in Deutschland erarbeiten werden. 

Um die Mitbestimmung weiter zu entwi-
ckeln wird die deutsche Regierung das Be-
triebsrätegesetz und das Arbeitsrecht eva-
luieren. Ziel ist es, ein modernes Arbeits-
recht, das Sicherheit und fair ausgehandel-
te Flexibilität ermöglicht, umzusetzen. Die 
Behinderung der Betriebsratsarbeit wird 
zukünftig als Offizialdelikt eingestuft. Wenn 
deutsche Unternehmen die Mitbestimmung 
durch einen Betriebsrat erschweren oder 
verhindern, kann dies strafrechtlich ver-
folgt und empfindlich sanktioniert werden. 
Spannend wird, wie die konkrete Ausformu-
lierung im Gesetzestext erfolgt und ob da-
durch tatsächlich Eingriffe wie z.B. bei Be-

triebsratswahlen verhindert werden kön-
nen. Allein schon die Strafandrohung und 
die Tatsache potentiell gegen ein Gesetz 
zu verstoßen, sollte zumindest einige Un-
ternehmen davon abhalten, den Betriebs-
rat zu bekämpfen bzw. zu versuchen, Be-
triebsratswahlen zu be- oder verhindern. 
Betriebsräte sollen darüber hinaus zukünf-
tig selbstbestimmt entscheiden, ob sie ana-
log oder digital arbeiten wollen. Im Rahmen 
der verfassungsrechtlich gebotenen Maß-
stäbe werden Online-Betriebsratswahlen in 
einem Pilotprojekt erprobt.

Ein vergleichbarer Ansatz zur Stärkung der 
Belegschaftsvertretungen und der Mitbe-
stimmung wäre jedenfalls auch für Öster-
reich wünschenswert. Im österreichischen 
Strafrecht finden sich derzeit keine Bestim-
mungen, welche die Behinderung von Be-
triebsratsarbeit explizit unter Strafe stellen. 

Aus Sicht der Parteifreien Gewerkschafter_
innen ist die Stärkung von Gewerkschaften, 
Betriebsräten und Personalvertreter_innen 
nicht nur sinnvoll, sondern eine absolute 
Notwendigkeit. Immer öfter kommt es vor, 
dass Unternehmen ihre Arbeitnehmerver-
treter_innen unter Druck setzen, einschüch-
tern und aktiv bekämpfen. Manche Unter-
nehmen agieren dabei durchaus skrupellos 
und treten offen und sehr aggressiv gegen-
über Betriebsräten und Personalvertreter_
innen auf. Einer gesetzlichen Stärkung von 
Arbeitnehmervertreter_innen, nach dem 
deutschen Vorbild, können wir daher als 
PFG nur zustimmen!

Sehr erfreulich, aber durchaus über­
raschend, soll die Mitbestimmung  
der Arbeitnehmer_innen in Deutschland 
ausgebaut und gestärkt werden.
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Nach einem sehr intensiven Wahlkampf, 
bei dem drei wahlwerbende Listen um 

die Gunst der jungen Wähler_innen gewor-
ben haben, konnte A1 United ein überragen-
des Ergebnis erzielen. Mit einer Zustimmung 
von 70,1 % wurden vier von fünf Mandaten 
im A1-Jugendvertrauensrat erreicht. Somit 
erhielt A1 United, wie auch schon bei der JVR-
Wahl 2019, erneut ganz klar das Vertrauen 
der Lehrlinge in der A1. Das tolle Wahlergeb-
nis ist eine Bestätigung der guten und erfolg-
reichen Jugendarbeit der letzten Jahre und 
auch ein deutliches Signal, dass (junge) Ar-
beitnehmer_innen eine parteifreie und par-
teiunabhängige Interessenvertretung im Be-
trieb wollen! 
Wir gratulieren dem Team von A1 United und 
wünschen viel Erfolg für die JVR-Arbeit in den 
kommenden Jahren.

Das A1-JVR Wahlergebnis 2021 
im Detail:

Parteifreie  
Gewerkschaftsjugend
1A Ergebnis bei der A1-Jugendvertrauensratswahl

Am 14. Oktober 2021 wurde in der A1 Telekom Austria der Jugendvertrauensrat für 
die kommenden zwei Jahre gewählt. Die Parteifreie Gewerkschaftsjugend hat mit der 
Liste A1 United ein sehr engagiertes und motiviertes Team von neun Lehrlingen aus 

verschiedenen Bundesländer und Lehrberufen ins Rennen geschickt.

““ „Wir sind alle unglaublich stolz auf das gesamte A1 United Team. 
Persönlich freue ich mich auf die zukünftige Zusammenarbeit und 
wünsche Niklas und seinem Team nur das Beste und viel Erfolg!“
Michelle Müller 
(Vorsitzende PFG Jugend)

““ „Auf Grund der Coronasituation war es sehr schwierig für uns, den 
direkten Kontakt mit allen Lehrlingen herzustellen. Die Durchführung 
der Jugendversammlung als Präsenzveranstaltung und die JVR-Wahl 
waren durchaus herausfordernd. Schlussendlich ist alles gut gegangen 
und alles konnte ordnungsgemäß abgewickelt werden. Wir freuen uns 
natürlich sehr über das positive Wahlergebnis und gehen motiviert an 
die JVR-Arbeit.“
Niklas Opitz 
(Vorsitzender A1-JVR, PFG Jugend Kärnten)

Niklas Opitz – neu  
gewählter Vorsitzender 
des Jungendvertrauens-
rats der A1 Telekom  
Austria AG und Vorsit-
zender der parteifrei-
en Gewerkschaftsjugend 
Kärnten.

FCG: 
11,5 %
0 Mandate

A1 United (PFG): 
70,1 %
4 Mandate

Next Generation  
(FSG): 
18,4 %
1 Mandat
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Schulen im Corona-Chaos
Wie wichtig eine gute Personalvertretungs- und  

Gewerkschaftsarbeit ist, zeigt sich oft nur in der Krise!

Wie wenig man sich auf die vierte Welle der Coronapandemie vorbereitet hat, sieht 
man, wenn man einen Blick auf die Situation an den heimischen Schulen wirft.

Gewerkschaft 

Aufgrund der massiv steigenden Infek
tionszahlen gaben die Landeshauptleu-

te von Oberösterreich und Salzburg ihren 
anfänglichen Widerstand gegen einen Lock-
down auch für Geimpfte auf. In Salzburg kün-
digte Landeshauptmann Wilfried Haslauer 
am 18. November in einer Pressekonferenz 
die Schließung aller Schulen für mindestens 
14 Tage an. Es sollte nur eine Notbetreuung 
geben.

Die Schulleiterinnen und Schulleiter und vor 
allem auch das Lehrpersonal bereiteten sich 
auf Distance-Learning vor. Am folgenden 
Tag kam das Dementi aus dem Bildungsmi-
nisterium: Die Schulen bleiben überall offen! 
Wenige Stunden später ein neues Update: 
Die Schulen bleiben offen, aber die Kinder 
müssen nicht am Präsenzunterricht teilneh-
men und können entschuldigt fernbleiben. 
Schülerinnen und Schüler, die zu Hause blei-
ben, bekommen Lernpakete. Die Bildungs-
landesrätin von Salzburg, Frau Mag. Gutschi, 
erklärte in einem Ö1 Interview, dass Schul-
leiterinnen und Schulleiter bei hohen Infek-
tionszahlen Schulen selbständig schließen 
können. Kurz darauf folgte eine Klarstellung 
durch die Bildungsdirektion an alle Schulen, 
dass ein eigenmächtiges Zusperren nicht ge-
stattet ist.

Zwischen all den Anordnungen und Demen-
tis, Neuregelungen und Ankündigungen ste-
hen die Schulen, die versuchen, einen or-
dentlichen Unterricht für die Schülerinnen 
und Schüler anzubieten und gleichzeitig ei-
nen möglichst sicheren Ort für alle zu schaf-
fen. Als Parteifreie Gewerkschafter_innen ha-
ben wir uns daher relativ bald entschlossen, 
neben den internen Briefen und Aufforde-

rungen an Politik und Bildungsdirektion auch an die Presse zu gehen, 
um dieses Chaos für die Öffentlichkeit sichtbar zu machen. In dem Zu-
sammenhang interviewte der ORF unseren Vorsitzenden des Dienst-
stellenausschusses Salzburg Stadt, Direktor Gerhard Wildling (PFG) 
und Toni Polivka (PFG) zur aktuellen Situation.

Warum ist es wichtig, laut zu sein, nicht zu schweigen?

Die Kolleginnen und Kollegen haben oft nicht die Zeit und Mittel, sich 
zu Wort zu melden. Viele haben auch Angst sich in der Öffentlichkeit 
zu äußern, da von Dienstgebern oft Druck ausgeübt wird. Hier sind 
unabhängige, parteifreie Gewerkschafter_innen, Personalvertretun-
gen bzw. Betriebsräte umso wichtiger. Am Ende zahlt sich der öffentli-
che Protest oftmals auch aus.

Was konnten wir für die Salzburger Volksschulen bereits 
erreichen?

•	 Die Möglichkeit wurde eröffnet, dass einzelne Klassen, in denen 
das Infektionsgeschehen besonders hoch ist, in das Distance-Lear-
ning gehen. Somit kann man schulautonom und vor allem schnell 
die richtige Entscheidung für den einzelnen Standort treffen. 

•	 Endlich werden schwangere Frauen bei hohen Infektionszahlen 
nicht mehr im Präsenzunterricht eingesetzt. 

•	 Es wurde klargestellt, was mit Lernpaketen gemeint ist, da es kei-
nerlei gesetzliche Beschreibung von Anforderungen für die soge-
nannten Lernpakete gibt. Auch hier konnten wir Rechtssicherheit 
für die Bediensteten schaffen.

•	 Die lang geforderte Sonderbetreuungszeit wird es auch für Lehre-
rinnen und Lehrer geben.

Ein offener Punkt in finanzieller Hinsicht bleibt der geforderte Corona-
bonus, den sich die Lehrerinnen und Lehrer mehr als verdient haben. 
Wir bleiben auf jeden Fall dran und werden uns, wenn nötig, auch zu-
künftig laut zu Wort melden.

Toni Polivka
Vorsitzender PFG Salzburg
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»» PFG in den Medien
Medienarbeit ist ein wichtiger Aspekt unserer Gewerkschaftsarbeit. Als PFG nutzen wir 
die Öffentlichkeit, um Missstände aufzuzeigen und Forderungen gegenüber Arbeitge-
bern und der Wirtschaft sowie der Politik entsprechend Nachdruck zu verleihen. Proak-
tive Öffentlichkeitsarbeit ist ein wichtiges Mittel, um eine wirksame Gegenmacht aufzu-
bauen. Parteifreie Gewerkschafter_innen sind immer wieder gefragte Interviewpartner 
für die Medien. Hier ein paar Beispiele der letzten Wochen im Überblick:

Nachdem Anfang November die vierte Verhandlungsrunde für den 
Kollektivvertrag der Metallindustrie ergebnislos abgebrochen wurde, 
kam es in hunderten Betrieben in ganz Österreich zu gewerkschaftli-
chen Warnstreiks. 
So auch beim steirischen Industriebetrieb Andritz AG in Graz, wo die 
Gewerkschaft gemeinsam mit dem Betriebsrat den Warnstreik organi-
siert hat. ORF Steiermark und Ö3 haben darüber berichtet und Georg 
Auer (PFG Steiermark, Betriebsratsvorsitzender (Ang.) Andritz AG) in-
terviewt. 
Die Kampfmaßnahmen haben sich gelohnt. Die Löhne und Gehälter 
für die Beschäftigten wurden schlussendlich um 3,55 Prozent erhöht.

Lehrer_innen sind seit Beginn der Coronapandemie stark gefordert. 
Auf Grund des Mehraufwands und des „Chaos“ im Bildungssektor 
ist das Lehrpersonal an der Grenze der Belastbarkeit. Der parteifreie 
Salzburger Lehrer_innenverein TEAM SALVE zeigt diesen Umstand 
und die Missstände auch öffentlich auf. 
Die Salzburger Nachrichten und auch der ORF Salzburg berichten im-
mer wieder über die Aktivitäten vom TEAM SALVE. Am 23. Novem-
ber war der Lehrer_innenvertreter Toni Polivka (PFG Salzburg) bei ORF 
Radio Salzburg in der Sendung „Mittagszeit – Ihr Radio zum Mitreden“ 
zu Gast und hat dort die Sichtweisen und Herausforderungen der Leh-
rer_innen im Zusammenhang mit der Coronasituation aufgezeigt.

Am 11. November hat der ORF im Wirtschaftsmagazin ECO einen Bei-
trag über die teilstaatliche A1 Telekom ausgestrahlt. Der ORF hat darü-
ber berichtet, dass Arbeitsplätze ins Ausland verlagert werden und der 
Staat zunehmend an Einfluss bei der Telekom verliert. 
Christian Reiseneder (PFG Wien, NÖ, Bgld) wurde vom ORF zu die-
ser Entwicklung befragt und hat diese kritisch kommentiert. Die Verla-
gerungen von Arbeitsplätzen in Billiglohnländer und einen möglichen 
Verkauf von kritischer Infrastruktur lehnen wir als PFG vehement ab. 
Systemrelevante Bereiche und Kernkompetenzen der Daseinsvorsor-
ge müssen im Land bleiben. Die Politik ist gefordert, hochwertige Ar-
beitsplätze und Know-how in Österreich zu halten!
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Neben vielen anderen Belegschaftsgruppen sind vor 
allem auch die Beschäftigten im Bildungssektor stark 

gefordert: von den Kindergartenpädagog_innen über den 
Pflichtschulbereich bis hin zur akademischen Ausbildung 
an Universitäten, Fachhochschulen und Privatuniversitä-
ten. Gerade die beiden letztgenannten, nämlich die Fach-
hochschulen und die Privatunis sind Bereiche, die bisher 
kaum gewerkschaftlich organisiert sind und wo es auch 
keinerlei Kollektivvertragsabdeckung für die Beschäftig-
ten gibt. 

In Österreich gibt es derzeit 21 Fachhochschulen, die ge-
meinsam rund 700 Bachelor- und Masterstudiengänge 
anbieten. Arbeitsrechtlich befinden sich Fachhochschulen 
in einem ungeregelten Bereich. Die Beschäftigten unter-
liegen keinem Kollektivvertrag. Damit gehören sie zu ei-
ner der wenigen Berufsgruppen in Österreich, deren Ge-
halt völlig vom Markt geregelt wird und gänzlich der frei-
en Vereinbarung zwischen Arbeitgeber und Arbeitneh-
mer unterliegt. Betroffen ist davon nicht nur das wissen-
schaftliche, sondern auch das Verwaltungspersonal. In 

den letzten Jahren wurden an einigen Fachhochschulen 
zumindest Betriebsräte gegründet. 

Ähnlich sieht es bei den Privatuniversitäten in Österreich 
aus. Derzeit gibt es bundesweit 16 Privatunis, wobei wei-
tere bereits in Planung sind. Für die Beschäftigten gibt es 
ebenfalls keinen Kollektivvertrag. Betriebsräte sind ver-
einzelt etabliert. 

Anders als bei den Fachhochschulen und den Privatuni-
versitäten gibt es für die öffentlichen Universitäten sehr 
wohl einen von der Gewerkschaft Öffentlicher Dienst aus-
verhandelten Kollektivvertrag, der alle Uni-Angestellten 
erfasst. Nach mehr als fünfjährigen Verhandlungen ist der 
Uni-KV im Jahr 2009 erstmalig in Kraft getreten. Ein weite-
rer Grund, warum öffentliche Universitäten einen Kollek-
tivvertrag haben, ist die Tatsache, dass der Dachverband 
der Universitäten – so ist es im Universitätsgesetz gere-
gelt – die Arbeitgeberseite vertreten kann. Bei den Fach-
hochschulen und den Privatunis fehlt auf Arbeitgebersei-
te jedoch der Verhandlungspartner, der einen Kollektiv-

   INFO

Lehrpersonen an Österreichischen  
Hochschulen
An den öffentlichen Universitäten waren im Studi-
enjahr 2019/20 insgesamt 41.813 Personen als wis-
senschaftliches und künstlerisches Personal tä-
tig. Davon waren 2.690 Professoren und Professorin-
nen, 2.796 Äquivalente zu Professoren und Professo-
rinnen und 36.528 entfielen auf das sonstige wissen-
schaftliche und künstlerische Personal. Insgesamt 
betrug der Frauenanteil 42%. Anzumerken ist, dass in 
der Gruppe der Professoren und Professorinnen die 
Frauen nur mit 26% vertreten waren.

Die Fachhochschulen sind in den letzten Jahren zum 
zweitgrößten Hochschulbereich in Österreich herange-
wachsen. Im Studienjahr 2018/19 waren an den Fach-
hochschulen insgesamt 20.741 Personen als Lehr-
personal tätig. Somit war mehr als jede vierte Lehrper-
son im Hochschulwesen im Fachhochschulsektor be-
schäftigt. Die Frauenquote war mit 36,2% deutlich nied-
riger als bei den öffentlichen Universitäten.
An den Privatuniversitäten unterrichteten im Studi-
enjahr 2018/19 insgesamt 5.343 Lehrpersonen. Die 
Frauenquote belief sich auf 44,8%.
Quelle: Statistik Austria

Fachhochschulen und  
Privatunis

Arbeitsrechtlich ein Fleckerlteppich und  
gewerkschaftlich wenig organisiert.

Im Zuge der Coronakrise ist vielen bewusst geworden, wie wichtig  
ALLE Gesellschafts- und Arbeitsbereiche für die österreichische Bevölkerung sind.

Gewerkschaft 
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vertrag abschließen könnte. Fachhochschulen und Privatunis sind, ob-
wohl in der Regel über private Trägerorganisationen geführt, auch kei-
ne Mitglieder der Wirtschaftskammer und können folglich auch nicht 
von dieser in KV-Verhandlungen vertreten werden. 

Zusammenfassend ist festzuhalten, dass im privaten Bildungsbereich, 
welcher von Jahr zu Jahr stetig wächst, speziell bei den Fachhochschu-
len und Privatuniversitäten, Handlungsbedarf besteht. Gewerkschaft-
liches Potential und der Wunsch nach arbeitsrechtlichen Regelungen 
im Sinne eines Kollektivvertrags sind beim Lehrpersonal stark ausge-
prägt. Die Gewerkschaft GPA sollte sich daher dem Thema verstärkt 
annehmen und mögliche Aktivitäten koordinieren. Bei den Privatuni-
versitäten würde es sich beispielsweise anbieten, den Uni-KV „satzen“ 
zu lassen und somit den Geltungsbereich des Universitäten-Kollektiv-
vertrags auch auf die Privatuniversitäten zu erweitern.

““ Die uneinheitliche Situation hinsichtlich 
der Dienstverträge an den Fachhochschulen 
sowie die durchwegs gleichgelagerten Prob-
lemfelder an den einzelnen Fachhochschulen 
haben im Jahr 2018 zu einer Vernetzung der 
Betriebsräte aller Fachhochschulen in Öster-
reich geführt.  

““ Diese Vernetzungstreffen dienen insbe-
sondere dem Austausch, aber auch der Dis-
kussion der einzelnen arbeitsrechtlichen Be-
lange, die von Interesse sind und sind auch 
ein Gegengewicht zur Vernetzung der Fach-
hochschulen auf Geschäftsführerebene, näm-
lich im Rahmen der Fachhochschulkonferenz.  

““ Ziel der Vernetzung ist es unter anderem, 
den Geschäftsführungen und Eigentümer_in-
nen vor Augen zu führen, dass ein „Auseinan-
derdividieren“ bei den einzelnen Interessens-
vertretungen nicht mehr möglich ist – denn 
wie in so vielen anderen Bereichen auch, ha-
ben wir Betriebsräte an Fachhochschulen 
festgestellt, dass Wissen zu mehr „Macht“ 
führt.

Kaja Unger (PFG Steiermark,  
Mitglied PFG Bundespräsidium)

FH-Prof. Mag. Dr. 
Kaja Unger 
hat ihr Studium der 
Rechtswissenschaften 
an der Karl-Franzens-
Universität absolviert. 
Nach ihrer Assistentin-
nenzeit am Institut für 

Bürgerliches Recht an der Karl-Franzens-Uni-
versität war sie im Rechtsbüro der Landes-
hypothekenbank Steiermark sowie als Assis-
tentin der Geschäftsführung bei einem ös-
terreichweit agierenden Finanzdienstleister 
tätig. 
Sie ist Lehrende an der Fachhochschule Jo-
anneum in Graz und Kapfenberg an den Stu-
diengängen Internettechnik, IT-Recht & Ma-
nagement sowie Soziale Arbeit. Seit 2015 ist 
sie parteifreie Betriebsratsvorsitzende an 
der Fachhochschule Joanneum.

Gewerkschaft 
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Die Rolle der Hausfrau
In einem ORF.at-Artikel vom 4. Dezember wird die Rolle der Hausfrau 

aufgrund des von Evke Rulffes verfassten Buches  
„Die Erfindung der Hausfrau“ durchleuchtet.

Sehr gut wird beschrieben, wie unsere Urgroßmütter und Großmütter den Einzug von 
Konservendose und Fertiggerichten als Segen empfanden und sich seit einiger Zeit in 

der bürgerlichen Mittelschicht ein gegenteiliger Trend erkennen lässt.

Bücher

Einmachen, Kochen und Backen sind „in“ 
und gehören dazu. Eine gute Mutter be-

kommt alles unter einen Hut. Sie hat kein 
Problem auch mehrere Torten für den Kin-
dergeburtstag zu backen. Der ORF Artikel 
beschreibt gut, in welcher Zwickmühle Frau-
en gefangen sind, um dem Ideal zu entspre-
chen. Auch finden sich unzählige Videoclips 
aus früheren Zeiten, die immer auf das Ideal 
der Hausfrau und Mutter anspielen. 
Evke Rulffes beschreibt in ihrem Buch den 
Wandel, der dazu führte, dass Mütter heute 
zwischen Care- und Erwerbsarbeit zerrissen 
werden. Viele Hürden stecken wir Frauen uns 
selbst, indem wir glauben es so machen zu 
müssen, wie es uns die Gesellschaft seit dem 
19. Jahrhundert suggeriert. Die Gesellschaft, 
die damit den Wert der Frau auf das Mutter-
sein reduziert und uns ständig ein schlechtes 
Gewissen einredet. Karriere geht nur als Be-
gleiterscheinung neben der Kindererziehung, 
oder warum sind immer noch die männli-
chen Aufsichtsräte, Direktoren, Chefs in der 
großen Mehrheit. Wie oft verzichtet eine Frau 

Buchtipp:
Die Erfindung  
der Hausfrau –  
Geschichte einer 
Entwertung 
Dr. Evke Rulffes 
288 Seiten 
HarperCollins  
Verlag (2021)
€ 22,95
Prädikat: 
sehr lesenswert!

freiwillig auf einen Karrieresprung, weil sie 
glaubt, es neben den Kindern nicht schaffen 
zu können? Bei Männern sieht man eher sel-
ten, dass sie ein Amt nicht antreten, weil sie 
glauben, es mit ihrer Rolle als Vater und der 
Arbeit im Haushalt nicht in Einklang bringen 
zu können.
Ich darf das Buch von Evke Rulffes wärmstens 
empfehlen und hoffe sehr, dass es den Weg 
unter die Weihnachtsbäume 2021 findet und 
so manche Frau in ihrem Aufstand gegen das 
System bestärkt! Vieles kann und darf aus-
gelagert werden, ob an den Ehemann, Va-
ter, Pädagogen oder Großeltern und Freun-
de. Niemand muss deshalb glauben unper-
fekt zu sein. Im Gegenteil, es zeugt von Ver-
nunft und Größe, sich auf die wirklich wich-
tigen Dinge zu konzentrieren und lieber sein 
Kind mit einem gekauften Geburtstagsku-
chen in die Schule zu schicken, als vor Über-
lastung die Nerven wegzuschmeißen! 

Katharina Moltinger
PFG Diversität, Frauen, Gleichbehandlung

»» ÖGB Buchempfehlung
Akteneinsicht – Marie Jahoda in Haft  
Johann Bacher, Waltraud Kannonier-Finster,  
Meinrad Ziegler (Hg.). Studienverlag (2021),  
256 Seiten, € 26,90 
Am 27. November 1936 stürmte die Polizei das 
Büro der Sozialpsychologin Marie Jahoda und 
verhaftete sie. Der Vorwurf lautete, dass in den 
Räumen ein „getarnter Nachrichten- und Infor-
mationsdienst für die illegale revolutionär-sozi-
alistische Organisation“ betrieben würde und 

sie die Diktatur des Dollfuß-Schuschnigg-Re-
gimes bekämpfe. Jahoda saß deswegen neun 
Monate in Haft. In dem Buch „Akteneinsicht“ 
wird Jahodas Strafakt aufgearbeitet. Es zeigt 
das Bild einer standhaften Frau, die sich trotz 
aller Drohungen und Versprechungen niemals 
den Austrofaschisten beugte. 
Weitere Buchtipps auf: https://www.oegb.at/
der-oegb/geschichte/buecher-unter-dem-weih 
nachtsbaum
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Katharina Moltinger
PFG Diversität, Frauen, Gleichbehandlung

»» 18. Bundeskongress der Gewerkschaft Öffentlicher Dienst
Alle fünf Jahre tritt das höchste Gremium der Gewerkschaft Öffentlicher Dienst 
(GÖD) zusammen, um das Arbeitsprogramm für die kommenden Jahre zu be-
schließen und die personellen Weichen für die Zukunft zu stellen.

Mehr als 740 Delegierte aus allen Frak-
tionen und allen Bundesländern nah-

men am 16. November 2021 – aufgrund 
der Corona Situation erstmals digital – am 
GÖD-Bundeskongress teil. Die Parteifrei-
en Gewerkschafter_innen waren mit Toni 
Polivka, Katharina Moltinger und Christine 
Haslauer, die vom GÖD Landesvorstand 
Salzburg delegiert wurden, vertreten. 
Dr. Norbert Schnedl wurde beim Kongress 
mit Mehrheit erneut zum GÖD Vorsitzen-
den gewählt.

Der beim Bundeskongress beschlossene 
Leitantrag beinhaltet Positionen, für die 
sich die GÖD im Sinne aller öffentlich Be-
diensteten einsetzt. Hier ein paar wichtige 
Positionen und Forderungen der Gewerk-
schaft Öffentlicher Dienst:

Bereich Personal und Ressourcen
•	 Sofortmaßnahmen, um die Kolleg_in-

nen zu entlasten und die Personalsitua-
tion nachhaltig zu verbessern. 

•	 Prekäre Dienstverhältnisse sind in an-
gemessen bezahlte Dauerstellen umzu-
wandeln. 

•	 Die Expertise der Bediensteten ist zu 
nutzen und der Zukauf externer Exper-
tise zu reduzieren.

Bereich Frauen und Familienpolitik
•	 Bessere Anrechnung von Kindererzie-

hungszeiten in Hinblick auf die Pension 
bzw. den Ruhebezug

•	 Verbesserungen bei der Pflegefreistel-
lung

•	 Sonderbetreuungszeit auch für öffent-
lich Bedienstete

•	 Mehr qualitativ hochwertige Fort- und 
Weiterbildungsangebote, die auch Per-
sonen mit Betreuungspflichten leichter 
zugänglich sind

•	 Alternsgerechte Arbeitsplätze
•	 Valorisierung aller Familienleistungen

•	 Anreize für die Übernahme von Familienarbeit durch Männer
•	 Ausbau der alters- und gendergerechten Medizin etc.

Bereich Dienst- und Besoldungsrecht
Die GÖD fordert – unabhängig von der Einführung eines neuen Dienst- 
und Besoldungsrechts – unter anderem:
•	 mehr freie Zeit für eine vernünftige Work-Life-Balance
•	 Altersteilzeit- und Gleitpensionsmodelle
•	 Verbesserung der Pflegefreistellung
•	 Schaffung der Möglichkeit eines Sabbaticals in den Berufsgruppen, 

für die das noch nicht möglich ist
•	 freiwilliges Zeitkontomodell für alle Berufsgruppen etc.

Der gesamte Leitantrag im Detail kann auf der GÖD Website unter 
www.goed.at nachgelesen werden.

Toni Polivka
PFG Salzburg
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Peter Weitlaner – 60 Jahre
Am 23. Juli 2020 feierte Peter Weitlaner seinen 60. Geburtstag und 
verabschiedete sich gleichzeitig in die wohlverdiente Freizeitphase.

Durch die Coronapandemie konnte im Vorjahr jedoch nur im kleinen,  
bescheidenen Rahmen gefeiert werden. Immer wieder haben wir versucht,  

einen geeigneten Termin zu finden, um im Kreise der Parteifreien Gewerkschafter_in-
nen diesen Anlass auch würdig zu feiern und Peter für seine langjährige  

Betriebsratstätigkeit bei Swarovski in Wattens zu ehren.

Als Nachfolger von Herbert Unterwandling 
übernahm Peter Weitlaner im Jahr 2009 

den Vorsitz der Parteifreien Gewerkschafter_
innen bei Swarovski und vertrat viele Jahre die 
Interessen der Mitarbeiter_innen im Angestell-
tenbetriebsrat und im Zentralbetriebsrat. Peter 
war über 40 Jahre bei der Firma Swarovski, ei-
nem der größten Privatunternehmen Öster-
reichs, beschäftigt. Viele Jahre war er auch Mit-
glied des Bundesvorstands der Parteifreien 
Gewerkschafter_innen. Unter seiner Führung 
erreichte die PFG über einen längeren Zeit-
raum immer drei Betriebsratsmandate im An-
gestelltenbetriebsrat und das trotz starker Kon-
kurrenz durch die parteipolitischen Fraktionen.

Intern

   INFO

Swarovski

Das Unternehmen Swarovski wurde im Jahr 1895 in 
Wattens in Tirol gegründet. Swarovski entwickelt, pro-
duziert und vertreibt neben qualitativ hochwertigen 
Kristallen, Swarovski Created Diamonds und Zirconia 
auch Schmuck, Accessoires, Kristallobjekte und Wohn-
accessoires. Am Standort in Wattens arbeiten derzeit 
rund 3.000 Mitarbeiter_innen. 
Unser Anliegen als Patreifreie Gewerkschafter_innen 
ist es, uns für soziale Gerechtigkeit und Sicherheit, ver-
bunden mit einem Höchstmaß an persönlicher und 
politischer Freiheit für alle Arbeitnehmer_innen, ein-
zubringen. Leider können wir in der aktuellen Restruk-
turierungsphase unseres Unternehmens als Arbeit-
nehmer_innenvertretung das „Warum“ nicht ändern, 
aber wir können, werden und müssen das „Wie“ mit-
gestalten. Unser Ziel ist es, gemeinsam mit allen – den 

Arbeitnehmer_innen, den Führungskräften, den Be-
triebsratskolleg_innen sowie der Geschäftsleitung – 
gute, vertretbare und zukunftstaugliche Lösungen zu 
suchen und zu finden.

Die Parteifreien Gewerkschafter_innen, als parteiunab-
hängige Fraktion innerhalb des ÖGBs, stellen für un-
sere Betriebsratsarbeit eine solide und wertvolle Basis 
dar. Bei der Vertretung der Interessen der Arbeitneh-
mer_innen können wir frei agieren, da wir keine partei-
politischen Ziele verfolgen. Die Fraktion und die Kolleg_
innen der PFG sind für uns wichtige und kompetente 
Ansprechpartner bei der Erfüllung unserer Aufgaben.

Eckhart Fahrner  
PFG Swarovski, PFG Tirol/Vorarlberg

vlnr: Eckhart Fahrner (PFG Tirol/Vorarlberg), Heinz Weißmann (PFG-Ehren
obmann), Peter Weitlaner
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Wir gratulieren Herrn Ing. Otmar Höfler, 
unserem langjährigen PFG-Presserefe-

renten, zu 60 Jahren ÖGB-Mitgliedschaft. Für 
die Treue zur gewerkschaftlichen Idee und 
die damit bewiesene Solidarität mit den Ar-
beiter_innen, Angestellten und öffentlich Be-
diensteten über 60 Jahre sowie die Verbun-
denheit mit der Gewerkschaftsbewegung 
bekam Ing. Höfler eine Ehrenurkunde vom 
Österreichischen Gewerkschaftsbund und 
der Gewerkschaft GPA überreicht. Herzli-
chen Dank für die jahrzehntelange Treue 
zum ÖGB und zu den Parteifreien Gewerk-
schafter_innen.

»» Alles Gute zum Geburtstag!
60 Jahre 
Franz Riegler, Linz 

65 Jahre 
Heinz Scheichl, Steyr 
Gertrude Schulz, Ansfelden 

80 Jahre 
Gottfried Freudenthaler, Schwechat 
Herbert Pitzko, Kühnsdorf 
Franz Peter Meyer, Schwaz  

85 Jahre 
Wilhelm Heinz, Piberbach

Ing. Otmar Höfler beim Netzwerktreffen der PFG Wien, Niederösterreich,  
Burgenland im Arbeiterkammer Bildungszentrum in Wien – Oktober 2021

»» 60 Jahre ÖGB-Mitgliedschaft

Die Mitarbeiter_innen bei Swarovski schät-
zen Peters Humor, seine Menschlichkeit und 
seine freundliche Art. Durch seine langjähri-
ge Berufserfahrung und sein Fachwissen ge-
nießt er hohes Vertrauen und hat einen ho-
hen Stellenwert im Betrieb. 

PFG Swarovski seit 1952
Die Parteifreien Gewerkschafter_innen sind 
seit der Gründung der PFG im Jahr 1952 ein 
wichtiger Bestandteil des Betriebsrats bei 
Swarovski. Peter Weitlaner war viele Jahre 
sehr erfolgreich als parteifreier Betriebsrat 
tätig. Rechtzeitig vor seinem Ausscheiden hat 
er seine Nachfolge im Betriebsrat und der 
PFG vorbereitet und an Mag. Eckhart Fahrner 
übergeben, welcher die PFG-Liste bei den 
Swarovski-Betriebsratswahlen im kommen-
den Jahr anführen wird. 

Trotz der schwierigen Corona-Situation konnte, mit einiger Verzöge-
rung, am 6. Oktober 2021 die Verabschiedung und der 60er von Peter 
Weitlaner nachgefeiert werden. Die Feier fand im Gasthof Reschen-
hof in Mills (Tirol) statt. PFG-Ehrenobmann Heinz Weißmann bedankte 
sich bei Peter für seine langjährige Mitarbeit sowie für seinen vorbildli-
chen und unermüdlichen Einsatz für die Parteifreien Gewerkschafter_
innen und überreichte ein Ehrengeschenk im Namen der PFG. 

Alles Gute lieber Peter
Die gesamte PFG-Familie wünscht Peter Weitlaner einen schönen, 
glücklichen und vor allem gesunden neuen Lebensabschnitt im wohl-
verdienten beruflichen Ruhestand. Auch dem neu formierten Team 
der Parteifreien Gewerkschafter_innen bei Swarovski, angeführt von 
Mag. Eckhart Fahrner, wünschen wir für die kommenden Jahre alles 
Gute, viel Erfolg und ein gutes Ergebnis bei den Betriebsratswahlen 
2022. 

Heinz Weißmann 
PFG-Ehrenobmann

Intern



18

 

Pensionsanpassungen 2022
Sind die Pensionen sicher?

Im September hat die Regierung beschlossen, die Bruttopensionen bis 1.000 Euro,  
beginnend mit Jänner 2022, um 3 Prozent zu erhöhen. Für Pensionen von 1.000 bis 
1.300 Euro ist eine Einschleifregelung vorgesehen, wobei die Pensionserhöhungen  

von 3 Prozent auf 1,8 Prozent abgesenkt werden.

Für alle Pensionen über 1.300 Euro gilt der gesetzli-
cher Anpassungswert von 1,8 Prozent, welcher die 

zugrundeliegende Inflation im Beobachtungszeitraum 
darstellt. Pensionen in Höhe von 1.000 Euro steigen so-
mit um 30 Euro im Monat bzw. 420 Euro im Jahr. Pensi-
onen mit 2.000 Euro erhöhen sich um 36 Euro im Monat 
bzw. 504 Euro im Jahr. Die Medianpension in Österreich 
über alle Pensionsarten liegt derzeit bei rund 1.045 Eu-
ro. Die Ausgleichszulagen werden ebenfalls um 3 Pro-
zent angehoben. Leistungen der Sozialentschädigung 
sowie Ruhe- und Versorgungsgenüsse im Kompetenzbe-
reich des Bundes sollen ebenfalls um 3 Prozent steigen.

Die von der Regierung beschlossene Pensionsanpas-
sung für 2022 wurde auf breiter Ebene stark kritisiert, 
da die Anpassung deutlich unter der aktuellen Teuerung 
liegt. Der Vorsitzende der Alterssicherungskommission 
hat aus Frust über die enttäuschenden Pensionserhö-
hungen seinen Rücktritt angekündigt. Auch der Pensio-
nistenverband hat nicht mit Kritik gespart und fordert 
eine stärkere Erhöhung der Pensionen. Für den ÖGB fal-
len die Pensionsanpassungen viel zu niedrig aus. Die 
Anhebung der niedrigsten Pensionen um 3 Prozent sei 
zu wenig und die Erhöhung der mittleren und höheren 
Pensionen von lediglich 1,8 Prozent ist völlig unzurei-
chend. Aus Sicht der PFG-Pensionist_innen braucht es, 
neben höheren Pensionen, jedenfalls auch begleitende 
Maßnahmen, um die negative Entwicklung bei den lau-

fenden Kosten abzufedern. Die Pensionsanpassungen 
für 2022 decken die starken Preissteigerungen bei wei-
tem nicht ab. 
Der ÖGB fordert, vor dem Hintergrund der enormen 
Preissteigerungen, ein 4-Punkte-Winterpaket, um ein-
kommensschwache Haushalte zu unterstützen. Als PFG-
Pensionist_innen unterstützen wir diese Vorschläge und 
fordern die Regierung auf, dieses rasch umzusetzen: 

4-Punkte-Winterpaket im Detail
•	 120 Millionen Euro für Heizkostenzuschüsse für die 

400.000 einkommensschwächsten Haushalte (vor al-
lem Frauen, Pensionist_innen und Arbeitslose)

•	 Zeitlich begrenzte Senkung der Umsatzsteuer auf 
Gas und Strom für alle Haushalte

•	 Abschalte-Stopp der Energieanbieter bei nicht begli-
chener Rechnung

•	 Regierungsauftrag an das WIFO zur Feststellung der 
Preissteigerung

Die Unterstützungen durch das Winterpaket käme vor 
allem jenen Menschen zugute, die durch Corona-Krise 
und Preissteigerungen in finanzielle Bedrängnis geraten 
sind. Das sind in vielen Fällen die vielgelobten und stark 
„beklatschten“ Held_innen der Krise, die Teilzeit im Han-
del oder in der Pflege arbeiten. Genauso Alleinerziehe-
rinnen, aber auch Bezieher_innen von kleinen Pensio-
nen sowie die vielen Arbeitnehmer_innen, die durch Co-
rona völlig unverschuldet ihren Job verloren haben.

Sind die Pensionen sicher? JA, sind sie!
Immer wieder wird unser Pensionssystem in den Medien 
wegen der demografischen Entwicklung als nicht mehr 
finanzierbar dargestellt. Forciert wird diese falsche Dar-
stellung von der privaten Versicherungswirtschaft und 
wirtschaftsliberalen Kräften, die versuchen, die individu-
elle Vorsorge schön zu reden. Das bewährte, selbstver-
waltete Umlageverfahren wird schlechtgeredet, um Pri-

Die Unterstützungen durch das  
Winterpaket käme vor allem jenen 
Menschen zugute, die durch Corona-
Krise und Preissteigerungen in  
finanzielle Bedrängnis geraten sind. 

Pensionist_innen
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vatisierungen voranzutreiben. Tatsächlich 
gibt es jedoch keinen Grund, über mangeln-
de Finanzierbarkeit des öffentlichen Pensi-
onsversicherungssystems Angst zu verbrei-
ten. Das österreichische Pensionssystem 
ist sicher, und das auch noch in vielen Jahr-
zehnten. Unser Pensionssystem wird von 
vielen Ländern als beispielhaft betrachtet. 
Für die Sicherung des Umlageverfahrens ist 
eine hohe Beschäftigungsrate am wichtigs-
ten. Reicht die Beitragsdeckung nicht, ga-
rantiert der Staat trotzdem die Zahlung der 
Pensionen.
Die Pensionskommission beschäftigt sich 
aktuell mit der Pensionsentwicklung bis 
2026 sowie langfristig bis 2070. Obwohl sich 
der Anteil der Bevölkerung über 65 Jahren 

stark erhöhen wird, wird sich laut dem ak-
tuellen EU-Alterungs-Report 2021 der Anteil 
der Pensionsausgaben am Bruttoinlands-
produkt (BIP) nur um einen halben Pro-
zentpunkt von 13,8 Prozent (2016) auf 14,3 
Prozent (2070) erhöhen. Die Kosten für die 

Zuschüsse zu den Pensionen sind für die 
nächsten Jahrzehnte auf einem stabilen Ni-
veau. Der leichte Anstieg der Kosten ist ei-
ne Folge der demografischen Entwicklung. 
Bei den Beamten sinken die Kosten, weil im-
mer weniger Personen eine Beamtenpensi-
on bekommen. Dies ist eine Folge von Pen-
sionsreformen und rückläufigen Pragmati-
sierungen.
Die Höhe des staatlichen Zuschusses (=Bun-
desbeitrags) für die laufenden Pensionen ist 
je nach Gruppe der Versicherten sehr unter-
schiedlich: Während die Arbeitnehmer_in-
nen ihre Pensionen zum allergrößten Teil 
selbst durch entsprechende Beiträge zah-
len, werden bei den Selbständigen mehr als 
die Hälfte (50,9 %) und bei den Bauern mehr 
als drei Viertel (76,9 %) durch den Bundes-
beitrag und somit aus Steuermitteln abge-
deckt. Mit anderen Worten: Vor allem Bau-
ern, Bäuerinnen und Selbstständige profi-
tieren im großen Ausmaß vom Bundeszu-
schüssen, während Arbeitnehmer_innen ih-
re Pensionen weitgehend selbst finanzieren.

Die Arbeitnehmer_in-
nen finanzieren sich 
ihre Pensionen zum 
größten Teil durch 
entsprechende Beiträ-
ge selbst, bei den Pen-
sionen der Selbständi-
gen werden mehr als 
die Hälfte (50,9%) und 
bei den Bauern mehr 
als Dreiviertel (76,9%) 
durch Steuern, den so-
genannten Bundesbei-
trag, abgedeckt. Quel-
le: Pensionskommis-
sion 2020, DV (2021) 
endgültige GE 2020.

Die Pensionsanpassungen 
für 2022 decken die starken 
Preissteigerungen bei wei­
tem nicht ab. 

Wie viel der Staat (= wir alle) zur Pension zahlt: 

ArbeitnehmerInnen Selbstständige Bauern

13 %

50,9 %
76,9 %

Siegi Klecka
Vertreter der PFG im ÖGB Bundes
pensionistInnenvorstand und im  
ÖGB LandespensionistInnenvorstand  
Oberösterreich

Pensionist_innen
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Hier kommt der 
Weihachtsgruß 

Die Parteifreien Gewerkschafter_innen wünschen  
dir und deiner Familie ein schönes, besinnliches und friedliches  

Weihnachtsfest sowie erholsame Feiertage.  
Wir wünschen dir auch einen guten Rutsch ins neue Jahr  

sowie Erfolg und vor allem Gesundheit für 2022.

Für 2022 haben wir uns wieder viel vorgenommen.  
Wenn du unseren parteifreien Weg unterstützen willst,  
kannst du dies gerne persönlich, aber auch mit einem  

kleinen finanziellen Beitrag tun.  
Wir freuen uns über jede noch so kleine Spende.  

Freiwillige Spenden/Beiträge bitte an: 

Parteifreie Gewerkschafter_innen Österreichs
Bankverbindung: BAWAG / BIC: BAWAATWW

IBAN AT66 1400 0467 1033 0255
Verwendungszweck: Spende/Mitgliedsbeitrag


